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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Stadtbürgerschaft
15. Wahlperiode

Drucksache 15 / 402 S
(zu Drs. 15/363 S)

13. 11. 01

Mitteilung des Senats vom 13. November 2001

Bürgerzentrum Pelzerstraße und lokale Dienstleistungszentren

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat unter Drucksache 15/363 S eine Große
Anfrage zu obigem Thema an den Senat gerichtet.

Der Senat beantwortet die Große Anfrage wie folgt:

Vorbemerkung

Veränderte Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger an eine moderne und leis-
tungsfähige öffentliche Verwaltung sowie die Notwendigkeit der Haushaltskonsoli-
dierung machen einen Umbau der bremischen Verwaltung erforderlich.

Der Qualität des Dienstleistungsangebots als der wesentlichen Schnittstelle zu Bür-
gerinnen und Bürgern kommt eine herausragende Bedeutung zu, weil dies die
öffentliche Wahrnehmung von Verwaltung maßgeblich prägt (Visitenkartenfunk-
tion). Gerade bei Bevölkerungsgruppen mit seltenen Verwaltungskontakten wir-
ken nicht zufriedenstellende Behördengänge lange nach, weshalb Qualitätsmängel
an dieser Stelle zu einem deutlichen Legitimationsverlust für die Verwaltung ins-
gesamt führen.

Ein wesentlicher Baustein auf dem Weg der Umstrukturierung zu einer bürgerna-
hen und effizienten Verwaltung ist die Schaffung von Lokalen Dienstleistungs-
zentren. Der Senat verfolgt mit dem Konzept der Lokalen Dienstleistungszentren
das Ziel, durch lebenslagenorientierte Bündelung verschiedenster Verwaltungs-
dienstleistungen unterschiedlicher Fachressorts die Servicequalität für die Bürge-
rinnen und Bürger zu erhöhen (one-stop-agency). Die Serviceleistungen der Öf-
fentlichen Hand sollen in den Lokalen Dienstleistungszentren an gut erreichbaren
Standorten ohne längere Wartezeiten in möglichst abschließender Bearbeitung aus
einer Hand angeboten werden (one-face-to-the-customer). Statt von Behörde zu
Behörde zu laufen, sollen die Bürgerinnen und Bürger künftig verschiedene Behör-
denangelegenheiten in dem Lokalen Dienstleistungszentrum ihrer Wahl erledi-
gen können. Sie sollen hierfür vorab über das zugehörige Call-Center einen Ter-
min vereinbaren und erfahren können, welche Unterlagen sie mitbringen müssen.
Die Dienstleistungen werden in modernen und serviceorientierten Räumlichkeiten
angeboten. Neben der Bargeldzahlung am Kassenautomaten wird die Zahlung
über Geld- oder EC-Karte ermöglicht.

Zu diesem Zweck soll die Vertriebsstruktur für Standardverwaltungsdienstleistun-
gen vereinheitlicht werden. Dies erfordert eine organisatorische Neuausrichtung
der bremischen Verwaltung, bei der der bisher überwiegend fachlich/funktional
gegliederte Verwaltungsaufbau zugunsten einer vorrangig an Kundenbetreuungs-
aspekten orientierten Verwaltungsstruktur reformiert wird.

Das Reformprojekt „Lokale Dienstleistungszentren“, bei der die Dienstleistungen
zusammengefasst nach den Lebenslagen der Bürgerinnen und Bürger vertrieben
werden, trägt darüber hinaus auch zur besseren Wirtschaftlichkeit der Verwaltung
bei und entspricht damit den Sanierungszielen Bremens. Durch Bearbeitung ver-
schiedener fachlicher Vorgänge an einer Stelle lässt sich die Zahl der notwendi-
gen Behördenbesuche reduzieren, infolgedessen so genannte Rüstkosten der Ver-
waltung gesenkt werden können. Die Herauslösung des Publikumsbetriebs aus
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den Fachämtern und Konzentration in eigenen Lokalen Dienstleistungszentren
bewirkt eine Entlastung der Sachbearbeitung von Unterbrechungen und Störun-
gen, woraus wiederum Effizienzgewinne entstehen.

Es befinden sich gegenwärtig drei Lokale Dienstleistungszentren im Aufbau, und
zwar das BürgerServiceCenter-Mitte in der Pelzerstraße sowie zwei weitere in Ve-
gesack und Horn-Lehe. Diese haben Modellcharakter für die gegebenenfalls spä-
tere Einrichtung weiterer Lokaler Dienstleistungszentren an anderen Standorten.
Das hier geschaffene moderne und serviceorientierte Dienstleistungsangebot, das
es den Bürgerinnen und Bürgern erlaubt, ihre Behördenangelegenheiten schnell
und effektiv zu erledigen, wird die Arbeits- und Lebensqualität Bremens erhöhen.

1. a) Welche Dienstleistungen, die zurzeit vom Senator für Inneres erbracht
werden, sollen im neuen Bürgerzentrum Pelzerstraße angeboten werden?

In Abkehr von den bisher stark arbeitsteiligen Verwaltungsstrukturen,
die für die Bürgerinnen und Bürger oft unübersichtlich und mit mehrfachen
Behördengängen verbunden sind, hat die Staatsräte-Steuerungsgruppe
„Bürgerkommune/Lokale Dienstleistungszentren“ für die erste Pilotphase
einen Katalog von Verwaltungsdienstleistungen beschlossen, die lebens-
lagenorientiert in den Lokalen Dienstleistungszentren zusammengefasst
und aus einer Hand angeboten werden sollen. So sollen die Bürgerinnen
und Bürger künftig bei einer Verwaltungskraft im BürgerServiceCenter-
Mitte (BSC-Mitte) wie auch den anderen beiden Lokalen Dienstleistungs-
zentren sämtliche z. B. mit einem Umzug verbundenen Behördenangele-
genheiten erledigen können. Dies sind zunächst

— An- und Ummelden unter der neuen Anschrift,

— Adressänderung im Kfz-Schein,

— Kfz-Ummeldung (samt Schilder),

— Reservierung von Wunschkennzeichen,

— Gewerbeanmeldung,

— Informationen über die Entsorgungsbetriebe (Sperrmüllkarten, An-
trag auf Abfallgefäße, Anzeigen von Eigentümerwechsel bei der BEB),

— mögliche Weitergabe der Adressänderung an Private.

Dabei handelt es sich um Aufgabenbereiche aus dem Zuständigkeitsbe-
reich des Senators für Inneres, Kultur und Sport, des Senators für Wirt-
schaft und Häfen sowie des Senators für Bau und Umwelt.

Weitere Verwaltungsdienstleistungen des Senators für Finanzen, des Se-
nators für Bau und Umwelt sowie des Senators für Arbeit, Frauen, Ge-
sundheit, Jugend und Soziales sollen folgen. Es ist beabsichtigt, sowohl
im BSC-Mitte als auch in den anderen beiden Lokalen Dienstleistungs-
zentren eine eigenständige „Zentrale Informations- und Annahmestelle“
in Steuerangelegenheiten einzurichten (Shop-in-shop-Lösung). Diese um-
fasst

— die Erteilung von allgemeinen Auskünften in Steuerangelegenheiten,

— die Annahme von Steuererklärungen einschließlich Vorprüfung,

— die Bearbeitung von Lohnsteuer-Ermäßigungsanträgen.

Ferner soll es im BSC-Mitte zunächst als Shop-in-shop-Lösung möglich
werden,

— Bundeserziehungsgeldanträge,

— Anträge nach dem Unterhaltssicherungsgesetz

sowie

— Wohngeldanträge,

— Anträge auf Ausstellung von Wohnberechtigungsscheinen,

— Anträge auf Subventionsbescheinigungen

zu stellen.
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Eine Integration dieser Fachaufgaben (one-stop-agency) wird in enger
Kooperation mit den zuständigen Fachressorts geprüft und vorbereitet
(siehe auch Antwort zu Frage 2 d).

Zu den weiteren Einzelheiten des künftigen Dienstleistungsangebots wird
auf die beigefügte Anlage 1 verwiesen, in der der auf Basis des Beschlus-
ses der Staatsräte-Steuerungsgruppe erarbeitete detaillierte Aufgaben-
katalog tabellarisch dargestellt ist. Der Katalog umfasst das Startangebot
an Serviceleistungen, mit denen die Lokalen Dienstleistungszentren bei
der für Herbst 2002 vorgesehenen Eröffnung beginnen werden. Das An-
gebot wird fortlaufend aktualisiert und gegebenenfalls um weitere ge-
eignete Standardverwaltungsdienstleistungen ergänzt und erweitert wer-
den. Die Liste weist auch aus, welches Amt und welches Fachressort ge-
genwärtig für die jeweilige Aufgabe zuständig sind.

b) Wie viele Mitarbeiter/-innen sollen dort beschäftigt sein?

Nach dem jetzigen Stand der Planung werden zwischen 40 und 50 Kun-
denbetreuerinnen und -betreuer im BSC-Mitte beschäftigt sein. Ihre fach-
lichen Aufgaben werden durch zusätzliche allgemeine Serviceleistungen,
wie Terminsteuerung, Telefonauskunft (Call-Center), Hilfestellung bei
Selbstbedienungsangeboten und allgemeine Auskunfts- und Beratungs-
dienstleistungen, ergänzt. Die endgültige Festlegung des Personalbedarfs
erfolgt nach noch zu entwickelnden Parametern (z. B. Öffnungszeiten,
Teamstrukturen, Kundenfrequenzen) und wird mit den Bedarfen in den
beiden anderen Lokalen Dienstleistungszentren abgeglichen.

d) Welche Öffnungszeiten sind geplant? Welche Stellungnahme hat der Per-
sonalrat des Stadtamtes zu diesem Vorhaben abgegeben?

Politische Zielsetzung ist es, die Öffnungszeiten im Sinne der Service-
orientierung an den Öffnungszeiten der umliegenden Geschäfte auszu-
richten.

Gegenwärtig stehen die Öffnungszeiten noch nicht abschließend fest. Sie
werden sowohl bürger- als auch mitarbeiterorientiert sein. Der Personal-
rat ist an der Erarbeitung des Öffnungszeitenkonzepts beteiligt.

2. a) Welche Dienstleistungen anderer Ressorts sollen im neuen Bürgerzentrum
Pelzerstraße angeboten werden?

Die Antwort ergibt sich aus der Stellungnahme zu Frage 1 a).

b) Welche zusätzlichen Aufgaben für das Bürgerzentrum Pelzerstraße erge-
ben sich aus der Neu-Einrichtung einer Neubürgeragentur?

Das Angebot lebenslagenorientierter Standardverwaltungsdienstleistun-
gen beinhaltet beispielsweise im Bereich Umzug ein Leistungspaket, das
geeignet ist, die Bedarfe von Neubürgerinnen und -bürgern zu erfüllen.
Die Weiterentwicklung dieses Leistungsangebotes kann durch die Neubür-
geragentur gefördert werden.

Der Senat hat dazu in seiner Sitzung am 16. Oktober 2001 die von ihm
eingesetzte Arbeitsgruppe gebeten, ein für die Stadtgemeinde Bremen
vorgeschlagenes Modell des „Neubürgerservice unter einem Dach“ mit
der Option einer Weiterentwicklung zu einem „Neubürgerservice aus ei-
ner Hand“ weiter zu konkretisieren und ihm bis zum Frühjahr 2002 eine
umsetzungsreife Konzeption vorzulegen. Insoweit ergeben sich direkte
Auswirkungen auf das Aufgabenvolumen des BSC-Mitte erst dann, wenn
die Neubürgeragentur als integraler Bestandteil des BSC-Mitte („Neu-
bürgerservice aus einer Hand“) betrieben werden soll.

c) Wann wurden welche Vereinbarungen mit den anderen Ressorts über

aa) Ausstattung,

bb) Mitarbeitereinsatz,

cc) Kostenaufteilung

getroffen?

Diese Fragen werden im Rahmen einer gesonderten Senatsbefassung ge-
klärt.
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d) Welche Konzepte verfolgt der Senat, um eine Integration der Dienstleis-
tungsangebote der verschiedenen Ressorts im Bürgerzentrum zu errei-
chen?

Grundlage für den Reformprozess zur Reorganisation bürgerorientierter
Verwaltungsdienstleistungen ist die von der Staatsräte-Steuerungsgruppe
„Bürgerkommune/Lokale Dienstleistungszentren“ entwickelte und im Zu-
sammenhang mit dem von der Roland Berger & Partner GmbH zum Stadt-
amt vorgelegten Organisationsgutachten weiter konkretisierte Reform-
strategie. Danach sind verschiedene Schritte der Reform zu gestalten, die
über den bisherigen Ansatz der Zusammenführung von Dienstleistungen
in Bürgerämtern hinausgeht. Der entscheidende konzeptionelle Reform-
ansatz besteht darin, die fachlich/funktional gegliederten Verwaltungsab-
läufe in der Sachbearbeitung so zu verändern, dass Standardverwaltungs-
dienstleistungen in dv-technisch gestützter Anwendung zielgruppen-
orientiert aus einer Hand zur sofortigen Erledigung in modernen Vertriebs-
strukturen, wie sie z. B. im Bankenbereich bestehen, angeboten werden
können. Aus der Integration zusätzlicher über den jetzigen Aufgabenum-
fang des Stadtamtes sowie der Ortsämter hinausgehender Dienstleistun-
gen anderer Ämter und Ressorts wird sich in Entwicklungsstufen der Op-
timierung der Arbeitsprozesse sowohl ein organisatorischer als auch wirt-
schaftlicher Gestaltungseffekt ergeben.

e) Welche Maßnahmen zur Qualifikation von im Bürgerzentrum tätigen
Mitarbeiter/-innen plant der Senat?

Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die im BSC-Mitte als Kundenbe-
treuerinnen und -betreuer eingesetzt werden sollen, durchlaufen fachli-
che Schulungen, bei denen der Serviceanspruch im Vordergrund steht.
Der Senator für Finanzen richtet – vor allem – für den Bereich der Ausbil-
dung ein so genanntes Lern-Office ein.

3. a) Welche Institutionen, Behörden und Ortsämter werden welche Aufgaben
abgeben?

Die mit dem Reformprojekt „Lokale Dienstleistungszentren“ verfolgte
Neuorganisation der Aufgabenwahrnehmung zielt darauf ab, den Publi-
kumsverkehr aus den verschiedenen Fachämtern der Ressorts auszu-
gliedern und in eine einheitliche, auf Kundenkontakte spezialisierte Ver-
triebsorganisation zu überführen. Eine weitere Aufgabenverlagerung ist
nicht vorgesehen.

Der im BSC-Mitte und den beiden anderen Lokalen Dienstleistungszentren
geplante Aufgabenumfang ist in der Antwort zu Frage 1. a) dargestellt.
Aus der in der Anlage 1 enthaltenen Auflistung ergibt sich auch, welche
Ämter diese Aufgaben gegenwärtig noch wahrnehmen.

b) Werden  Institutionen,  Behörden  und/oder  Ortsämter  geschlossen  und
wenn ja, welche?

Die Frage der organisatorisch und wirtschaftlich sinnvollen Aufgaben-
gestaltung in den jetzigen öffentlichen Dienstleistungsstrukturen wird sich
im Fortgang des Reformprozesses stellen.

Für die Ortsämter ergeben sich durch die Einrichtung Lokaler Dienstleis-
tungszentren Änderungen bei der Wahrnehmung von Standardverwal-
tungsdienstleistungen. Eine Verlagerung dieser Aufgaben in die im Auf-
bau befindlichen Lokalen Dienstleistungszentren sowie gegebenenfalls
künftige weitere Standorte ist im Interesse der Schaffung leistungsfähi-
ger Strukturen vorgesehen. In ihrer Funktion, die Beiratsarbeit zu unter-
stützen, bleiben die Ortsämter durch die Einrichtung Lokaler Dienstleis-
tungszentren jedoch unberührt. Eine Schließung von Ortsämtern ist inso-
weit nicht beabsichtigt.

c) Welche Auswirkungen auf das Stadtamt hat das Bürgerzentrum (Aufga-
ben, Anzahl der Mitarbeiter/-innen)?

Entsprechend des vom Senat verfolgten Reformkonzeptes, Standardver-
waltungsdienstleistungen in Lokalen Dienstleistungszentren zusammen-
zufassen, ist für das Stadtamt und das in seiner Trägerschaft errichtete
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BSC-Mitte mit einem Aufgabenzuwachs zu rechnen. Voraussetzung für
die Übernahme von Verwaltungsdienstleistungen für andere Fachämter
und Ressorts durch eigenes Personal, ist die dv-gestützte Optimierung
der Arbeitsprozesse. Genaue Zahlen zu der sich hieraus ableitenden künf-
tigen Personalentwicklung lassen sich in der gegenwärtigen Aufbaupha-
se noch nicht benennen.

4. Welche Ergebnisse hatte der so genannte Probelauf zu Bürgerämtern bei den
Ortsämtern Horn-Lehe, Vegesack und Blumenthal?

a) Wann wurde der Auswertungsbericht, der eigentlich zum 30. April 2000
fertig gestellt sein sollte, vorgelegt?

Der Senator für Inneres, Kultur und Sport hat am 31. März 2000 einen
Erfahrungsbericht zum Projekt Bürgerämter erstellt. Dieser Erfahrungs-
bericht ist als Anlage 2 beigefügt.

b) Welche Ergebnisse hatte er, und welche Schlussfolgerungen können da-
raus gezogen werden?

Zu den Ergebnissen und Schlussfolgerungen wird auf den als Anlage 2
beigefügten Erfahrungsbericht verwiesen. Während des auf ein Jahr be-
fristeten Probelaufs der Bürgerämter hat die vom Senat eingesetzte Staats-
räte-Steuerungsgruppe „Bürgerkommune/Lokale Dienstleistungszentren“
eine Weiterentwicklung der Bürgerämter zu Lokalen Dienstleistungszen-
tren empfohlen. Das Modell der Bürgerämter ist mit der Projektierung der
Lokalen Dienstleistungszentren in diese neue Zielsetzung überführt wor-
den. Die in den Bürgerämtern gewonnenen Erfahrungen werden dabei
berücksichtigt.

c) Welche Empfehlungen enthält er zu der Frage, welche weiteren Fach-
aufgaben für eine dezentrale Bearbeitung in einem Bürgeramt geeignet
sind?

Die den Lokalen Dienstleistungszentren dezentral zugewiesenen Fach-
aufgaben ergeben sich aus dem auf den Beschluss der Staatsräte-Steu-
erungsgruppe zurückgehenden Aufgabenkatalog (Anlage 1). Infolge der
Ablösung des Modells der Bürgerämter durch die Lokalen Dienstleistungs-
zentren gab es keinen Anlass, im Erfahrungsbericht zu den Bürgerämtern
Empfehlungen auszusprechen, welche Fachaufgaben sich für eine dezen-
trale Bearbeitung in einem Bürgeramt eignen. Diese Frage ist inzwischen
durch den erwähnten Aufgabenkatalog beantwortet.

5. Welche konkreten Planungen existieren bezüglich der Umwandlung der bei-
den Modellbürgerämter Vegesack und Horn-Lehe in Lokale Dienstleistungs-
zentren? Welche Haushaltsmittel stehen wo zur Verfügung, um Umbauten in
den Ortsämtern vornehmen zu können?

Die Staatsräte-Steuerungsgruppe „Bürgerkommune/Lokale Dienstleistungs-
zentren“ hat die Weiterentwicklung der Modellbürgerämter Vegesack und Horn-
Lehe zu Lokalen Dienstleistungszentren empfohlen.

Haushaltsmittel zur Einrichtung Lokaler Dienstleistungszentren sind in der
Finanzplanung nicht enthalten. Die sich durch Ressourcenoptimierung, ins-
besondere aus dem Abbau von Rüstkosten und der Verstetigung von Arbeits-
abläufen durch Abbau von Störungen und Unterbrechungen in der Sachbear-
beitung ergebenden Wirtschaftlichkeitseffekte können als Startinvestition ge-
nutzt werden (Vorfinanzierung aus dem Fond für betriebswirtschaftlich renta-
ble Maßnahmen).

6. a) Welche bürgernahen Dienstleistungen des Senators für Inneres sollen in
Zukunft dezentral in so genannten Lokalen Dienstleistungszentren er-
bracht werden?

Hinsichtlich des geplanten Aufgabenspektrums wird auf die Anlage 1
Bezug genommen.

b) Welche Standorte sind vorgesehen? Wie viele Haushaltsmittel stehen dafür
in der Finanzplanung zur Verfügung?

Für die bereits angelaufene erste Pilotphase wurden die Ortsämter Vege-
sack und Horn-Lehe sowie das Stadtamt mit dem neuen innerstädtischen
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Dienstleistungszentrum am Standort Pelzerstraße zur Erprobung der neuen
Form der bürgerorientierten Dienstleistungen bestimmt. An der Univer-
sität wurde als Vorstufe einer gegebenenfalls eigenständigen Dienstleis-
tungsagentur für die besondere Zielgruppe Studierende/Hochschulleh-
rende eine Außenstelle des Stadtamtes eingerichtet, in der die genannte
Zielgruppe ihre melde- und ausländerrechtlichen Angelegenheiten vor
Ort erledigen kann.

Für die zweite Pilotphase hat die Staatsräte-Steuerungsgruppe die Ein-
richtung eines Lokalen Dienstleistungszentrums am Standort Gröpelingen
empfohlen.

Weitere Standorte wurden noch nicht festgelegt. Vor der abschließenden
Entwicklung eines Flächenkonzeptes sollen die Erfahrungen in den Pilot-
projekten beobachtet und ausgewertet werden. Auf dieser Basis sollen in
einem weiteren Schritt bestehende Dienststellen oder gegebenenfalls neue
Standorte als Träger Lokaler Dienstleistungszentren ausgewählt werden.

Bezüglich der Haushaltsmittel wird auf die Antwort zu Frage 5 verwie-
sen.

c) Welchen Zusammenhang – örtlich und inhaltlich – haben diese Dienst-
leistungen und Standorte mit den geplanten Sozialzentren?

Das Konzept der Lokalen Dienstleistungszentren sieht ein fach- und res-
sortübergreifendes Angebot von Standardverwaltungsdienstleistungen für
verschiedene Zielgruppen vor. In den zum 1. Oktober 2001 eingerichte-
ten Sozialzentren werden ausschließlich Dienstleistungen der Jugend- und
Sozialhilfe erbracht und sozialraumbezogene Planungen für diese Berei-
che entwickelt.

Das für die zweite Pilotphase geplante Lokale Dienstleistungszentrum
Gröpelingen soll im Rahmen des dortigen Sozialzentrums in Trägerschaft
des Amtes für Soziale Dienste aufgebaut werden. Räumliche und organi-
satorische Verzahnungen an anderen Standorten sind ebenfalls nicht aus-
geschlossen.

7. Sind im Bürgerservicezentrum und in den Lokalen Dienstleistungszentren be-
treute PC-Nutzer/-innen-Plätze vorgesehen?

a) Wenn ja, in welcher Anzahl und wie soll die Qualifikation der Mitarbei-
ter/-innen vorgenommen werden, damit diese die Bürger/-innen bei der
Benutzung unterstützen können, und welche Mittel in welcher Höhe sind
dafür vorgesehen?

b) Wenn diese Plätze nicht vorgesehen sind, warum nicht?

Entsprechende PC-Plätze zur Selbstbedienung für die Bürgerinnen und
Bürger sind vorgesehen. Es wird angestrebt, die Kundenbetreuung in en-
ger Kooperation mit den Trägern der Selbstbedienungsangebote zu reali-
sieren. Besondere Mittel sind hierfür nicht vorgesehen.

8. In welcher Art und Weise findet eine Kooperation mit dem media@komm-Pro-
jekt statt?

Das media@komm-Projekt ist in die Projektstruktur zum Aufbau der Lokalen
Dienstleistungszentren eingebunden. Es wird die technischen Voraussetzun-
gen für eine Optimierung der Kundenkontakte schaffen. Dazu ist eine – in
enger Kooperation erfolgende – Veränderung der zugrundeliegenden Verwal-
tungsvorgänge erforderlich. Neben der Einführung von Selbstbedienungsan-
geboten wird des Weiteren geprüft, inwieweit von der bremen-online-services
GmbH & Co. KG entwickelte technische Lösungen auch von einer optimier-
ten Präsenzverwaltung genutzt werden können.

9. a) Welche Konzepte verfolgt der Senat zur Beteiligung privater Dienstleis-
ter an dem Angebot des Bürgerzentrums Pelzerstraße bzw. der Lokalen
Dienstleistungszentren?

b) Gibt es konkrete Interessenten/-innen; haben bereits Verhandlungen statt-
gefunden?

Die Einbindung privater Dienstleister in die Lokalen Dienstleistungszen-
tren ergibt sich zunächst aus der Aufgabenbeschreibung in Anlage 1.
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Darüber hinaus gibt es mehrere Anfragen privater Träger von Bürger-
dienstleistungen, die sich mit gezielten Angeboten in den Räumen des
BSC-Mitte an Bürgerinnen und Bürger wenden möchten. Dabei ist der
Zusammenhang mit den angebotenen Verwaltungsdienstleistungen eben-
so ausschlaggebend wie die zentrale innenstadtnahe Lage und offensive
Serviceorientierung. Auch die Verbindung zu Dienstleistungen der ge-
planten Neubürgeragentur in den Räumen des BSC-Mitte verstärkt die-
ses Interesse. Die Integration dieser privaten Dienstleister entspricht den
Zielsetzungen des BSC-Mitte. Aufgrund der Raumplanung sind allerdings
kaum andere als integrative Nutzungen möglich.

c) Welche Überlegungen hat der Senat zu der Frage angestellt, ob die bre-
mische Verwaltung zusätzliche Dienstleistungen gegen Entgelt anbietet,
um dadurch die absehbare Erhöhung der laufenden Kosten zu verbes-
sern?

Das Angebot erweiterter Dienstleistungen gegen Entgelt (z. B. Bringe-
und Abholdienst für Verwaltungsdienstleistungen) wird sich an der Nach-
frage und Ressourcenbindung orientieren. Gegenwärtig liegt der Schwer-
punkt bei den öffentlichen Aufgaben.
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